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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

Über forstliches Saat- und Pflanzgut 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die Ertragsfähigkeit des Waldes zu 
erhalten und die Holzerzeugung zu fördern, 
darf Saat- und Pflanzgut der in § 2 genann- 
ten Baumarten und -gattungen (forstliches 
Saat- und Pflanzgut) nur nach diesem Gesetz 
gewerbsmäßig feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. Saatgut: Zapfen, Fruchtstände, Früchte und 
Samen, die zur Pflanzenerzeugung be- 
stimmt sind; 

2. Pflanzgut: Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge 
und Steckhölzer, die zur Pflanzenerzeu- 
gung bestimmt sind, aus diesen und aus 
Saatgut gezogene Pflanzen sowie Wild- 
linge; 

3. generatives Vermehrungsgut: Saatgut und 
die daraus gezogenen Pflanzen sowie Wild- 
linge; 

4. vegetatives Vermehrungsgut: Ableger, 
Pfropfreiser, Stecklinge und Steckhölzer, 
die zur Pflanzenerzeugung bestimmt sind, 
und daraus gezogene Pflanzen. 

(3) Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des 
§ 13, des § 15 Abs. 1 Nr. 11, des § 16 und 
des § 17 nicht für Pflanzgut, das nicht vor- 
wiegend zur Holzerzeugung bestimmt ist. 

§ 2 

Diesem Gesetz unterliegen folgende Baum- 
arten und -gattungen: 


Abies alba Milk 

Weißtanne 

Ainus glutinosa (L.) 
Gaertn. 

Roterle 

Betula pendula Roth 

Sandbirke 

Betula pubescens Ehrh. 

Moorbirke 

Fagus sylvatica L. 

Rotbuche 

Larix decidua Mill. 

Europäische Lärche 

Larix leptolepis (Sieb. 

& Zucc) Gord. 

Japanische Lärche 

Picea Abies (L.) Karst. 

Fichte 

Picea sitchensis (Bong.) 
Carr. 

Sitkafichte 

Pinus strobus L. 

Weymouthskiefer 

Pinus sylvestris L. 

Kiefer 

Populus L. 

Pappel 

Pseudotsuga taxlfolla 
(Poir.) Britt. 

Douglasie 

Quercus borealis Michx. 

Roteiche 

Quercus petraea (Mat- 
tuschka) Lieblein 

Traubeneiche 

Quercus robur L. 

Stieleiche 


§ 3 

(1) Generatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich aus Wald- 
gebieten oder Beständen oder von Einzel- 
bäumen stammt, die zur Nachzucht anerkannt 
sind. 

(2) Vegetatives Vermehrungsgut darf ge- 
werbsmäßig nur feilgehalten, angeboten, ver- 
kauft oder sonst in den Verkehr gebracht 
werden, wenn es nachweislich von Ausgangs- 
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pflanzen stammt, die zur Nachzucht aner- 
kannt sind. 

(3) Bestände im Sinne dieses Gesetzes sind 
im Aufbau und in der Zusammensetzung 
gleichartige flächenmäßige Zusammenfassun- 
gen gleichaltriger oder ungleichaltriger Bäume 
einer oder mehrerer Arten und Gattungen. 

(4) Waldgebiete im Sinne dieses Gesetzes 
sind Zusammenfassungen von Beständen, die 
wegen besonderer Umstände bei der Aner- 
kennung als Einheiten behandelt werden 
können. 

§ 4 

(1) Waldgebiete, Bestände, Einzelbäume 
und Ausgangspflanzen dürfen nur anerkannt 
werden, wenn sie als bodenständige Be- 
stockung oder wegen ihrer Güte für die 
Nachzudit in ihrem Herkunftsgebiet geeignet 
erscheinen und nachteilige erbliche Eigen- 
schaften nicht erkennen lassen. 

(2) In Mischbeständen kann die Anerken- 
nung auf einzelne Baumarten beschränkt 
werden. 

(3) Bei Kiefer, Lärche und Roterle dürfen 
nur Bestände, Einzelbäume und Ausgangs- 
pflanzen anerkannt werden. 

(4) Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Bundesminister) 
kann im Rahmen des Absatzes 1 durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Voraussetzungen für die Aner- 
kennung näher bezeichnen. 

(5) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates Abgrenzung und Bezeichnung der 
Herkunftsgebiete für die einzelnen Baum- 
arten und -gattungen unter Berücksichtigung 
ihrer Wuchsgebiete und ihrer natürlichen 
Verbreitung. Der Bundesminister kann dabei 
Herkunftsgebiete nach Höhengürteln auf- 
gliedern. 

§ 5 

(1) Über die Anerkennung wird auf An- 
trag desjenigen, der auf Grund Eigentums, 
eines anderen dinglichen Rechts oder eines 
persönlichen Rechts einen Wald oder Baum 
im Besitz hat (Wald- oder Baumbesitzer), 
oder von Amts wegen durch die nach Landes- 
recht zuständige Stelle (Anerkennungsstelle) 
entschieden. Die Anerkennungsstelle kann 
bei der Anerkennung Auflagen machen. 


(2) Vor der Entscheidung über die Aner- 
kennung ist der Gutachterausschuß des Lan- 
des zu hören. Er besteht aus mindestens drei 
Mitgliedern; sie sollen in der forstlichen Ver- 
erbungslehre oder Standortsrassenforschung 
Fachkenntnisse besitzen. Die Zusammen- 
setzung und Einberufung des Gutachter- 
ausschusses regelt die oberste Landesbehörde. 

(3) Der Wald- oder Baumbesitzer ist im 
Anerkennungsverfahren zu hören und von 
dessen Ergebnis schriftlich zu unterrichten. 

(4) Die Anerkennung ist zu widerrufen, 
wenn ihre Voraussetzungen nicht oder nicht 
mehr vorliegen. 

§ 6 

Die nach Landesrecht zuständige Stelle 
trägt die anerkannten Waldgebiete, Bestände 
und Einzelbäume in ein Ernteanerkennungs- 
register und die anerkannten Ausgangspflan- 
zen in ein Baumzuchtregister ein. Die Ein- 
sicht in die Register steht jedermann frei. 

§ 7 

(1) Zapfen, Fruchtstände, Früchte, Samen, 
Wildlinge, Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge 
und Steckhölzer aus anerkannten Waldgebie- 
ten und Beständen sowie von anerkann- 
ten Einzelbäumen und Ausgangspflanzen 
dürfen vom Ort der Ernte nur entfernt und 
zum ersten Bestimmungsort gebracht wer- 
den, wenn in einem Begleitschein das Wald- 
gebiet, der Bestand, der Einzelbaum oder die 
Ausgangspflanze und die Menge des gewon- 
nenen Saat- und Pflanzguts nach Zahl, Ge- 
wicht oder Hohlmaß angegeben sind. Wird 
das Saat- oder Pflanzgut über eine Sammel- 
stelle des Wald- oder Baumbesitzers oder 
eines sonstigen Nutzungsberechtigten gelei- 
tet, so genügt es, wenn der Begleitschein erst 
bei Entfernung des Saat- oder Pflanzguts von 
der Sammelstelle beigefügt wird. 

(2) Der Begleitschein muß vom Wald- oder 
Baumbesitzer oder seinem Beauftragten aus- 
gestellt sein. Der Aussteller hat der nach 
Landesrecht zuständigen Stelle unverzüglich 
eine Durchschrift des Begleitscheins zu über- 
senden. 

(3) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Form des Begleitscheins festlegen. 

(4) Die Landesregierung kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß 

1. Saat- und Pflanzgut aller oder einzelner 

Baumarten oder -gattungen nach der Ernte 
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über Sammelstellen der Wald- oder Baum- 
besitzer oder der sonstigen Nutzungs- 
bereditigten zu leiten ist, 

2. der Begleitschein bei Saat- und Pflanzgut 
aller oder einzelner Baumarten oder 'gat- 
tungen statt vom Wald- oder Baumbesitzer 
von einer amtlichen Stelle ausgestellt sein 
muß, 

3. Saat- und Pflanzgut und Zierzapfen nur zu 
bestimmten Zeiten des Jahres geerntet 
werden dürfen. 

S 8 

Saat- und Pflanzgut, das gewerbsmäßig In 
den Verkehr gebracht werden soll, ist bei der 
Lagerung und Anzucht nach Baumarten, nach 
Herkunftsgebieten und nach etwa festgesetz- 
ten Höhengürteln, bei der Pappel auch nach 
Sorten getrennt zu halten. Zapfen, Frucht- 
stände, Früchte und Samen sind außerdem 
nach Erntejahren zu trennen. Das Saat- und 
Pflanzgut ist entsprechend zu kennzeichnen. 

§ 9 

(1) Saatgut darf gewerbsmäßig nur in ge- 
schlossenen Packungen In den Verkehr ge- 
bracht werden. Räumlich abgetrennte Ladun- 
gen auf Verkehrsmitteln stehen geschlossenen 
Packungen gleich. 

(2) Eine Saatgutpackung, die gewerbsmäßig 
in den Verkehr gebracht wird, darf nur 
Saatgut einer Baumart, eines Herkunfts- 
gebiets, eines Höhengürtels und eines Ernte- 
jahres und bei der Pappel nur einer Sorte 
enthalten. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Pflanz- 
gut in Bündeln. Wird Pflanzgut verschie- 
dener Baumarten, verschiedener Herkunfts- 
gebiete oder verschiedener Höhengürtel und 
bei der Pappel verschiedener Sorten anders 
als in Bündeln gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht. Ist es nach diesen Unterscheidungs- 
merkmalen sichtbar getrennt zu halten. 

(4) An oder in Packungen von Saat- und 
Pflanzgut, das gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht wird, sind 

1. die Baumart, 

2. die Menge, 

3. das Herkunftsgebiet, 

4. der etwa festgesetzte Höhengürtel, 

5. bei Zapfen, Fruchtständen, Früchten und 
Samen das Erntejahr, 


6. bei Samen und Früchten der Hundertsatz 
der Reinheit und Keimfähigkeit sowie 

7. bei Saat- und Pflanzgut der Pappel die 
Sorte 

schriftlich anzugeben. Bündel gelten nicht als 
Packungen im Sinne dieses Absatzes. 

(5) Wird Pflanzgut gebündelt oder unver- 
packt in den Verkehr gebracht, so sind die 
in Absatz 4 bezeichneten Angaben an der 
Ware anzubringen, schriftlich mit der Ware 
zu übergeben oder den Warenbegleitpapieren 
beizufügen. 

§ 10 

(1) Die Leiter von Forstsamen- und Forst- 
pflanzenbetrieben haben die Aufnahme und 
Beendigung ihres Betriebs binnen eines Mo- 
nats der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde anzuzeigen. Üben sie ihre Tätigkeit 
schon am 1. Oktober 1957 aus, so haben sie 
dies bis zum 31. Dezember 1957 anzuzeigen. 

(2) Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe 
im Sinne dieses Gesetzes sind Betriebe, die 
gewerbsmäßig Saat- und Pflanzgut in den 
Verkehr bringen oder für andere aufbereiten. 

(3) Soweit Forstsamen- und Forstpflanzen- 
zenbetriebe Saatgut aufbereiten oder Pflanz- 
gut anziehen, sind sie von der nach Landes- 
recht zuständigen Behörde darauf zu über- 
prüfen, ob sie über die für eine ordnungs- 
gemäße Aufbereitung oder Anzucht erforder- 
lichen technischen Einrichtungen verfügen. 
Sie haben hierzu das Betreten ihrer Anlagen 
und Geschäftsräume zu gestatten. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird 
Insoweit eingeschränkt. 

(4) Die nach Landesrecht zuständige Be- 
hörde kann die Fortführung eines Forst- 
samen- und Forstpflanzenbetriebs unter- 
sagen, 

1. wenn er nicht über die erforderlichen tech- 
nischen Einrichtungen (Absatz 3) verfügt, 
oder 

2. wenn eine für die Leitung des Betriebs ver- 
antwortliche Person unzuverlässig Ist oder 
keine der verantwortlichen Personen die 
notwendigen fachlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen besitzt. 

Das Verbot ist aufzuheben, wenn seine Vor- 
aussetzungen nicht mehr vorliegen. 

§ 11 

(1) Die Leiter von Forstsamen- und Forst- 
pflanzenbetrieben haben Kontrollbücher über 
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alle Vorräte, Eingänge, Vorratsveränderun- 
gen und Ausgänge von Saat- und Pflanzgut 
zu führen oder führen zu lassen; Gesdiäfts- 
vorgänge sind unverzüglich einzutragen. Die 
nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
in begründeten Einzelfällen gestatten, daß 
statt der Kontrollbücher andere entsprechende 
Unterlagen geführt werden. 

(2) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates die Form der Kontrollbücher festlegen. 

(3) Der Bundesminister kann durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesra- 
tes bestimmen, daß die Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetriebe die Erzeugung, die 
Vorräte, den Eingang, die Vorratsverände- 
rungen und den Ausgang von Saat- und 
Pflanzgut der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde halbjährlich in bestimmter Form zu 
melden haben. 

§ 12 

(1) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehören sind auskunftsberechtigte 
Stellen im Sinne der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Reichsge- 
setzbl. I S. 699, 723). 

(2) Der Bundesminister und die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß auch 
andere Behörden, die von ihnen mit der 
Durchführung dieses Gesetzes und der dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen be- 
auftragt werden, auskunftberechtigte Stellen 
im Sinne des § 1 der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht sind. 

(3) Die in Absatz 1 und 2 bezeichneten 
Behörden sind auch berechtigt, von Forst- 
samen- und Forstpflanzenbet riebe jederzeit 
Auskunft über die Gewinnung, Bearbeitung, 
Anzucht und den Absatz des Saat- und 
Pflanzguts zu verlangen. 

(4) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflidit gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über die Auskunftspflicht 
mit Ausnahme des § 4 Abs. 2 und des § 6. 

§ 13 

(1) Saat- und Pflanzgut, das nicht im Gel- 
tungsbereich diese Gesetzes gewonnen oder 
erzeugt worden ist, darf nicht eingeführt, 
angeboten, verkauft oder sonst in den Ver- 
kehr gebracht werden. Die Vorschriften über 
den Schutz der Kulturpflanzen bleiben unbe- 
rührt. 


(2) Der Bundesminister kann in Ausfüh- 
rung zwischenstaatlicher Abmachungen Aus- 
nahmen von Absatz 1 zulassen; sonstige Aus- 
nahmen kann er insoweit zulassen, als hier- 
durch die Ertragsfähigkeit des Waldes und 
die Holzerzeugung nicht gefährdet werden. 
Er kann dabei Auflagen machen. 

§ 14 

Der Bundesminister und die Landesregie- 
rungen können ihre Befugnisse zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen ganz oder zum 
Teil durch Rechtsverordnung auf die obersten 
Landesbehörden übertragen. Diese Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers bedürfen 
nicht der Zustimmung des Bundesrates. 

§ 15 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. entgegen § 3 Abs. 1 und 2 Saat- oder 
Pflanzgut gewerbsmäßig feilhält, ambie- 
tet, verkauft oder sonst in den Verkehr 
bringt, das nicht nachweislich aus Wald- 
gebieten, aus Beständen, von Einzelstäm- 
men oder von Ausgangspflanzen stammt, 
die zur Nachzucht anerkannt sind, 

2. Saat- oder Pflanzgut entgegen § 7 Abs. 1 
und 2 vom Ort der Ernte oder von der 
Sammelstelle ohne Begleitschein entfernt, 
in einem Begleitschein unrichtige oder un- 
vollständige Angaben macht oder die 
Durchschrift eines Begleitscheins nicht 
unverzüglich der zuständigen Stelle über- 
sendet, 

3. Saat- oder Pflanzgut bei der Lagerung 
oder Anzucht nicht nach § 8 trennt oder 
kennzeichnet, 

4. Saatgut gewerbsmäßig entgegen § 9 Abs. 1 
nicht in geschlossenen Packungen in den 
Verkehr bringt, 

5. Saat- oder Pflanzgut entgegen § 9 Abs. 2 
und 3 gemischt oder nicht ausreichend 
getrennt gewerbsmäßig in den Verkehr 
bringt, 

6. Saat- oder Pflanzgut ohne die nach § 9 
Abs. 4 oder 5 erforderlichen Angaben ge- 
werbsmäßig in den Verkehr bringt, 

7. der Anzeigepflicht nach § 10 Abs. 1 zu- 
widerhandelt, 

8. einen Forstsamen- und Forstpflanzenbe- 
trieb entgegen einem Verbot nach § 10 
Abs. 4 fortführt, nachdem das Verbot un- 
anfechtbar geworden ist, 



9. als Betriebsleiter der Pflicht zur ordnungs- 
mäßigen Führung von Kontrollbüchern 
oder von entsprechenden Unterlagen nach 
§ 11 Abs. 1 zuwiderhandelt, 

10. die nach § 12 geforderten Auskünfte 
nicht, nicht vollständig oder nicht richtig 
erteilt, 

11. Saat- und Pflanzgut entgegen § 13 ein- 
führt, feilhält anbietet, verkauft oder 
sonst in den Verkehr bringt oder den mit 
einer Ausnahmegenehmigung verbunde- 
nen Auflagen nicht nachkommt. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsvor- 
schrift zuwiderhandelt, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen ist, sofern die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf die Bußgeldvor- 
schriften dieses Gesetzes verweist. 


§ 16 

Wird in einem Betrieb eine mit Geldbuße 
bedrohte Handlung im Sinne des §15 began- 
gen, so kann gegen den Inhaber oder Leiter 
oder falls der Inhaber des Betriebs eine ju- 
ristische Person oder eine Personengesell- 
schaft des Handelsrechts ist, auch gegen diese 
eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn der 
Inhaber oder Leiter oder der zur gesetz- 
lichen Vertretung Berechtigte vorsätzlich 
oder fahrlässig seine Aufsichtspflicht verletzt 
hat und der Verstoß hierauf beruht. 


§ 17 

(1) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen worden ist, mit einer 
Geldbuße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 
wenn sie fahrlässig begangen worden ist, mit 
einer Geldbuße bis zu 2000 Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(2) Die Verfolgung der Ordnungswidrig- 
keit verjährt in den Fällen des § 15 Abs. 1 
Nr. 1, 2 und 11 in zwei Jahren. Das gleiche 
gilt für die Verfolgung einer Ordnungswi- 
drigkeit nach § 16, soweit in einem Betrieb 
gegen die in Satz 1 bezeichneten Vorschriften 
verstoßen worden ist. 

(3) Saat- oder Pflanzgut, auf das sich eine 
nadi § 15 Abs. 1 Nr. 1, 3, 5 oder 11 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung bezieht, kann 


eingezogen werden. § 18 Abs. 4 und §§19 
bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten gelten entsprechend. 

§ 18 

Anerkennungen, die vor dem 1. Oktober 
1957 auf Grund des Forstlichen Artgesetzes 
ausgesprochen worden sind, gelten als Aner- 
kennung nach diesem Gesetz. 

§ 19 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) audi 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

§ 20 

(1) Vorschriften dieses Gesetzes, die eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Verordnungen 
enthalten, treten am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. Im übrigen 
tritt das Gesetz am 1, Oktober 1957 in Kraft, 
soweit die Absätze 2 und 3 nichts anderes 
bestimmen. 

(2) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 7 Abs. 1 
und 2, §§ 9, 11, 15 Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
und 9 gelten bei Weißtanne, Sandbirke, Moor- 
birke, Rotbuche, Japanische Lärche, Fichte, 
SItkafichte, Weymouthskiefer, Pappel, Dou- 
glasie, Roteiche, Trauben- und Stieleiche für 
Saatgut, Ableger, Pfropfreiser, Stedklinge und 
Steckhölzer sowie für Wildlinge erst ab 
1. Oktober 1959 und für sonstiges Pflanz- 
gut ab 1. Oktober 1963. 

(3) Einer Angabe des Herkunfsgebiets und 
des etwa festgesetzten Höhengürtels (§ 9 
Abs. 4 und 5) bedarf es bei Roterle, Europä- 
ischer Lärche und Kiefer für Saatgut, Able- 
ger, Pfropfreiser, Stecklinge und Steckhölzer 
sowie für Wildlinge, die sidi am 1. Oktober 
1957 bereits im Verkehr befinden, erst ab 
1. Oktober 1959 und für sonstiges Pflanzgut 
ab 1. Oktober 1963. 

(4) Das Forstliche Artgesetz vom 13. De- 
zember 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1236) und 
die zu seiner Durchführung erlassenen Vor- 
schriften treten am 1. Oktober 1957 außer 
Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Die praktischen und wissenschaftlichen Er- 
fahrungen haben seit langem gezeigt, daß der 
Erfolg beim Anbau von Pflanzen aller Ar- 
ten wesentlich von der Brauchbarkeit des 
Ausgangsmaterials abhängt. Durch künstliche 
Auswahl der Ausgangspflanzen nach gün- 
stigen Erbeigenschaften und durch Kreuzun- 
gen wurden vor allem bei den Pflanzen mit 
verhältnismäßig kurzen Wachstumsperioden 
zunehmende züchterische Erfolge erzielt, die 
zu einer erheblichen Steigerung der Erzeu- 
gung, besonders auf den Gebieten der Land- 
wirtschaft und des Gartenbaus geführt ha- 
ben. Um diese Erfolge zu sichern, griff der 
Staat bereits vor mehr als 20 Jahren ordnend 
ein und setzte mit dem Erlaß des Gesetzes 
über Sortenschutz und Saatgut von Kultur- 
pflanzen, des Saatgutgesetzes vom 27, Juni 
1953 (BGBl. I S. 450) einstweilen einen ge- 
wissen Schlußpunkt, indem für gewisse Neu- 
züchtungen von Sorten auf dem landwirt- 
schaftlichen und gartenbaulichen Gebiet ein 
neues Urheberrecht geschaffen und im übri- 
gen die Saatgutverkehrsbestimmungen der 
voTangegangenen Jahre ausgebaut wurden. 
Das Saatgutgesetz läßt zwar in seiner Ein- 
gangsvorschrift (§ 1) den Eindruck entstehen, 
daß es allgemein für alle Kulturpflanzen 
gelte; die folgenden Bestimmuiagen, insbe- 
sondere § 2 Abs. 5 in Verbindung mit § 39 
und 64, stellen jedoch klar, daß sich das Ge- 
setz vorerst auf das Gebiet der Landwirt- 
schaft einschließlich einiger Sonderkulturen 
sowie auf den Gartenbau beschränkt. 

Damit bleiben die sogenannten Forstpflanzen 
einschließlich der Pappel aus dieser allgemei- 
nen Regelung ausgeschlossen, wie das auch 
bisher der Fall war. Dies erscheint gerecht- 
fertigt, weil die Ausgangslage hier wesent- 
lidi anders ist. 

Während sich bei den Pflanzen mit kurzen 
Wachstumsperloden die Ergebnisse züchte- 
rischer Arbeiten verhältnismäßig schnell 
überblicken lassen, dauert es bei einzelnen 
forstlichen Baumarten Jahrzehnte, ehe sich 
erkennen läßt, ob die Verwendung des Saat- 
oder Pflanzguts zu dem erwünschten Erfolg, 
nämlich einem möglichst großen und guten 
Fiolzertrag, geführt hat. Es wird daher noch 
längere Zeit dauern, ehe auf dem Gebiete 
der Forstpflanzen allgemeine dem Saatgutge- 
setz ähnliche Regelungen in Aussicht genom- 
men werden können. Daß dieses Fernziel 


einmal erreicht werden kann, zeichnet sich 
bei der verhältnismäßig schnellwüchsigen 
Pappel bereits ab. Ebenso zeigen Kreuzungs- 
versuche auch bei anderen Baumarten züch- 
terische Möglichkeiten auf. 

Allgemein Ist jedoch davon auszugehen, daß 
sich die Maßnahmen des Gesetzgiebers noch 
darauf beschränken müssen, die derzeitige 
Ertragsfähigkeit des Waldes durch eine Steu- 
erung des zur Auswahl gestellten forstlichen 
Saat- und Pflanzguts zu erhalten und damit 
die Holzerzeugung zu fördern. 

Diesen Zwecken soll bisher das Forstliche 
Artgesetz vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I 
S. 1236) mit seinen Durchführungsbestim- 
mungen dienen. Ob diese Rechtsvorschriften 
jedoch fachlich und rechtlich noch eine aus- 
reichende Grundlage abgeben, Ist zumindest 
zweifelhaft. Grundsätzlich ist aber davon aus- 
zugehen, daß die Bestimmungen des Forst- 
lichen Artgesetzes der Förderung der forst- 
lichen Erzeugung und dem Schutz beim Ver- 
kehr mit forstlichem Saat- und Pflanzgut 
dienen (Artikel 74 Nr. 17 und 20 GG) und 
deshalb nach Artikel 125 GG Bundesrecht 
geworden sind, soweit nicht im Einzelfall 
Bestimmungen des Grundgesetzes ein ande- 
res ergeben. Ob und Inwieweit dies der Fall 
ist, kann hier unerörtert bleiben, weil es 
kaum möglich sein wird, die bestehenden 
Vorsdirlften der derzeitigen staatsrechtlichen 
Gegebenheiten und dem fachlichen Anliegen 
durch Änderungsvorschriften anzupassen. 

Der vorliegende Entwurf sieht daher eine 
Neuordnung des gesamten Gebiets unter 
Aufhebung aller bisherigen Bestimmungen 
vor. Diese Neuordnung muß auf bundesge- 
setzlicher Grundlage erfolgen, da hierfür ein 
unabweisbares Bedürfnis besteht und die 
besonderen Voraussetzungen des Artikels 72 
Abs. 2 GG gegeben sind; 

Der Verkehr mit forstlichem Saat- und 
Pflanzgut erstreckt sich nämlich über das ge- 
samte Bundesgebiet, ja sogar Ernte, Verkauf 
und Verwertung können in verschiedenen 
Bundesrändern liegen. Eigenständige Grund- 
satzregelungen in den einzelnen Ländern 
bergen die Gefahr einer nicht vertretbaren 
Rechtszersplitterung in sich, welche gleich- 
zeitig die Wirksamkeit verschiedenartiger 
Ländervorschriften gefährden würde. Hinzu 
kommt, daß der Wald über die Grenzen der 
einzelnen Länder hinausgeht und In einem 



Land nicht nach anderen Grundsätzen als Im 
Nachbarland beurteilt werden kann. 

Lediglich in einzelnen Fragen ist es ange- 
bracht, den Ländern Ermächtigungen zur ei- 
genständigen Regelung zu geben, wie dies 
z. B. im § 7 Abs. 4 vorgesehen ist. 

Während das bisherige Recht auf einem 
kurzen Gesetz mit sehr allgemein gehalte- 
nen Rechtsetzungsermächtigungen beruht 
und die Durchführungsbestimmungen erst 
das eigentliche materielle Recht enthalten, 
soll die künftige Regelung im wesentlichen 
im Gesetz selbst niedergelegt werden. Der 
Entwurf beschränkt sich dabei auf die Her- 
kunfts- lind Verkehrsüberwachung von 
Saat- und Pflanzgut der für die inländische 
Holzerzeugung wichtigsten Baumarten und 
-gattungen und verzichtet darauf, der Forst- 
wirtschaft bestimmte Maßnahmen im Hin- 
blick auf ihre Bestände sowie etwa die Ver- 
wendung bestimmten Saat- und Pflanzguts 
vorzuschreiben. 

Die Durchführung des Gesetzes soll entspre- 
chend Artikel 30 und 83 GG grundsätzlich 
den Ländern überlassen bleiben; lediglidi für 
Ausnahmegenehmigungen bei der Einfuhr 
ist eine Verwaltungszuständigkeit des Bun- 
desministers für Ernährung, Landwirtsdiaft 
und Forsten (Bundesminister) vorgesehen. 


II. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetz- 
entwurfs ist zu bemerken: 

§ 1 

Absatz 1 gibt die Zweckbestimmung des Ge- 
setzes an und stellt klar, daß es sich Im we- 
sentlichen auf den gewerbsmäßigen Verkehr 
mit Saat- und Pflanzgut bestimmter Baum- 
arten und Baumgattungen (forstliches Saat- 
und Pflanz,gut) beschränkt. Dabei wird — 
wie auch Im Saatgutgesetz — der strafrecht- 
liche Begriff der Gewerbsmäßigkeit herange- 
zogen. Die Gewerbsmäßigkeit besteht in 
einem Handeln in der Absicht, sich durch die 
Handlung eine nicht bloß vorübergehende, 
wenn audi nicht notwendig dauernde Ein- 
nahmequelle zu verschaffen. Dabei kann sldi 
die Absicht schon aus der ersten Einzelhand- 
lung ergeben. Diese Einschränkung des Ge- 
setzes auf den gewerbsmäßigen Verkehr ist 
geboten, da die Selbstversorgung und die 
nichtgewerbsmäßige nachbarschaftliche Ver- 
sorgung nicht beeinträchtigt werden sollen. 


Das Gesetz schließt alles Saatgut (§ 1 Abs. 2 
Nr. 1) der in § 2 genannten Baumarten und 
-gattungen ein, auch soweit es nicht vorwie- 
gend zur Holzerzeugung bestimmt ist, wie 
z.B. zur Erzeugung von Zierpflanzen, Allee- 
bäumen oder Heckenpflanzen. Diese Maß- 
nahme ist nötig, da die Einhaltung der 
Zweckbestimmung bei dem seiner Natur 
nach leicht verwechselbaren Saatgut sonst 
nicht gewährleistet erscheint. 

Dagegen kann das Pflanzgut (§ 1 Abs. 2 
Nr. 2), das nicht vorwiegend zur Holzerzeu- 
gung bestimmt Ist, von den allgemeinen Be- 
stimmungen des Gesetzes ausgenommen wer- 
den. Dies gilt allerdings nicht für das Ein- 
fuhrverbot {§ 13), weil hier von vornherein 
jede Möglichkeit einer Gesetzesumgehung 
ausgeschaltet werden muß. 

Absatz 2 enthält die einzelnen Begriffsbe- 
stimmungen für Saatgut, Pflanzgut sowie 
generatives und vegetatives Vermehrungsgut. 
Sie entsprechen dem bisherigen fachlichen 
Sprachgebrauch und bedürfen keiner beson- 
deren Erläuterung. 

§ 2 

Hier werden die Baumarten aufgezählt, auf 
die sich das Gesetz beschränken soll. Ledig- 
lich bei der Pappel ist nur die Baumgattung 
genannt, weil sich die einzelnen Arten noch 
nicht hinreichend voneinander abgrenzen 
lassen und ohnehin alle Pappelarten vom Ge- 
setz erfaßt werden sollen. 

Völlig neu auf genommen in die forstliche 
Saat- und Pflanzgutregelung werden außer 
der Pappel die Japanische Lärche, die Sitka- 
fichte und die Weymouthskiefer. Bei den an- 
deren Arten ist es teilweise zweifelhaft, ob, 
inwieweit und wo das Forstliche Artgesetz 
derzeit auf sie Anwendung findet. 

§§ 3, 4 

Ähnlich dem bisherigen Recht soll das Aus- 
gangsmaterial für das forstliche Saat- und 
Pflanzgut einer Anerkennung für die Nach- 
zucht bedürfen. Es ist deshalb vorgesehen, 
daß nur Vermehrungsgut, das nachweislich 
aus anerkannten Waldgebieten oder Bestän- 
den oder von anerkannten Einzelbäumen 
oder Ausgangspflanzen stammt, gewerbsmä- 
ßig feilgehalten, angeboren, verkauft oder 
sonst in den Verkehr gebracht werden darf. 
Dieses Gebot wird durch eine Bußgeldvor- 
schrift (§ 15 Abs. 1 Nr. 1) abgesichert. Da- 
gegen wird auf ein Anbaugebot, wie es bls- 
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her teilweise, zumindest theoretisch besteht, 
verzichtet. Der ver*brauchenden Forstwirt- 
schaft wird es also freigestellt, das ihr am ge- 
eignetsten erscheinende VermehrungSigut für 
den Anbau auszuwählen. Vornehmste Auf- 
gabe der forstlichen Beratung wiird es däbei 
sein, belehrend einzugreifen. 

Als Gegenstand der öffentlich-rechtlichen An- 
erkennung kommen für die Gewinnung von 
generativem Vermehrungsgut Waldgebiete, 
Bestände und Einzelpflanzen (§ 3 Abs. 1) 
und von vegetativem Vermehrungsgut Aus- 
gangspflanzen (§ 3 Abs. 2), zu denen vor 
allem üie sogenannten Klone bei der Pappel 
gehören, in Betracht. 

Die Begriffserläuterung des Bestands (§ 3 
Abs. 3) stellt klar, daß außer der flächenmä- 
ßigen Einheit verschiedene Gesichtspunkte, 
nämlich gleichartiger Aufbau und gleichartige 
Zusammensetzung, Gleichaltrigkeit oder auch 
Ungleichaltrigkeit maßgebend sein können. 
Es ist auch nicht nötig, daß der Bestand nur 
eine Art oder Gattung enthält, ln Mischbe- 
ständen kann jedoch die Anerkennung auf ein- 
zelne Arten beschränkt werden (§ 4 Abs. 2). 

Waldgebiete (§ 3 Abs. 4) sind Zusammenfas- 
sungen von Beständen zu größeren Einhei- 
ten, die im Einzelfall aus bestimmten Grün- 
den geboten erscheinen. So kann sich eine 
Zusammenfassung z. B. anbieten, wenn eine 
Reihe von räumlich beieinanderliegenden 
Beständen die gleichen Voraussetzungen für 
eine Anerkennung erfüllen und damit eine 
Anerkennung der einzelnen Bestände ent- 
behrlich ist. Bei Kiefer, Lärche und Roterle 
soll die Anerkennung von Waldgebieten 
allerdings ausgeschlossen werden (§ 4 Abs. 3), 
weil hier die Kenntnis der erblichen Eigen- 
schaften bereits so fortgeschritten ist, daß 
eine weitergehende Einzelauslese, die bei der 
Anerkennung von Waldgebieten ausschei- 
det, möglich ist und daher auch gefordert 
werden muß. 

Als sachliche Voraussetzung für die Anerken- 
nung ist nach den derzeitigen Erfahrungen 
davon auszugehen, daß der wertvollste An- 
haltspunkt für eine brauchbare Beurteiluriig 
des zur Beerntung in Betracht kommenden 
Ausgangsmaterials die bodenständige Bestok- 
kung ist. Ist die Baumart bereits seit unvor- 
denklicher Zeit an den gleichen Standort ge- 
bunden, kann davon ausgegangen werden, 
daß das Baummaterial auf Grund natürlicher 
Auslese die Erbeigenschaften besitzt, welche 
die weitere Ertragsfähigkeit des Waldes ge- 
währleisten. 


Handelt es sich nicht um standortgebundene 
Rassen, müssen andere Gesichtspunkte als 
Richtschnur dienen. Sie sind im Begriff der 
Güte zusammengefaßt. Diese kann auf ver- 
schiedenen Erkenntnissen beruhen. Als Bei- 
spiel seien besondere Wuchsfreudigkeit, 
Gradschäftigkeit, Vollholzigkeit, Astreinheit 
und Widerstandsfähigkeit gegen Frost sowie 
gegen tierische oder pflanzliche Schädlinge 
genannt. 

Das Ausgangsmaterial muß im übrigen we- 
gen der genannten Voraussetzungen für die 
Nachzucht in seinem Herkunftsgebiet ge- 
eignet erscheinen. Damit wird wiederum der 
Standort in den Vordergrund gerückt, an 
dem sich das Ausgangsmaterial bereits be- 
währt hat. Dies ist gleichzeitig von besonde- 
rer Bedeutung für die Verwendung des 
Ernteguts im gleichen Gebiet oder in einem 
Gebiet mit gleichgelagerten sachlichen Vor- 
aussetzungen. Deshalb sieht auch § 9 des Ent- 
wurfs die Angabe des Herkunftsge'biets im 
gewerbsmäßigen Verkehr vor. 

Neben den positiven Voraussetzungen für 
die Anerkennung darf das Ausgangsmaterial 
keine nachteiligen erblichen Eigenschaften er- 
kennen lassen, denn solche schließen von 
vornherein eine Brauchbarkeit für die Nach- 
zucht aus. Hierbei seien als Beispiele Krumm- 
und Kurzschäftigkelt sowie Grobästigkeit 
bei der Kiefer, Strauchwuchs bei der Rot- 
erle, Krebsanfälligkeit bei der Lärche sowie 
Zwieselbildung und Drehwüchsigkeit bei 
bei der Buche genannt. 

§ 4 Abs. 4 des Entwurfs sieht vor, daß der 
Bundesminister die soeben aufgezeigten Vor- 
aussetzungen für die Anerkennung für eine 
oder mehrere Baumarten im einzelnen durch 
?^echtsverordn.ung näbet bezeichnen kann. 
Er ist hierbei an den Rahmen der allgemei- 
nen Voraussetzungen des Absatzes 1 gebun- 
den. Solche Vorschriften sind vor allem denk- 
bar, wenn durch die Fortschritte der Züch- 
tung einzelne Mindestanforderungen festge- 
legt werden können. Dies wird derzeit vor 
allem bei der Pappel angestrebt. 

Eine weitere Ermächtigung sieht § 4 Abs. 5 
vor, wonach der Bundesminister Abgrenzung 
und Bezeichnung der Herkunftsgebiete (vgl. 
§ 4 Abs. 1) für die einzelnen Baumarten und 
-gattungen durch Rechtsverordnung be- 
stimmt. Er hat dabei die natürliche Verbrei- 
tung der Art oder Gattung und ihre Wuchs- 
gebiete zu berücksichtigen. Es ist beabsichtigt, 
den Geltungsbereich des Gesetzes für die ein- 
zelnen Baumarten und -gattungen lückenlos 
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in Herkunftsgebiete aufzuteilen. Ihre Größe 
kann im einzelnen sehr verschieden sein. 

Die Herkunftsgebiete können in Höhengür- 
tel untergliedert werden, da die Wuchslei- 
stung einer Art in bestimmten Höhenlagen 
von ausschlaggebender Bedeutung für die 
Auswahl des Saat- und Pflanzguts sein kann. 
Eine solclie Aufgliederung wird sich im we- 
sentlichen aut Herkunftsgebiete mit Geblrgs- 
wäldern beschränken. 

§ 3 

Die Bestimmung regelt das Anerkennungs- 
verfahren, soweit dies bundeseinheitlich not- 
wendig ist. 

Sachlich zuständig für die Anerkennung sol- 
len die jeweils nach Landesrecht zuständigen 
Anerkennungsstellen sein. 

Diese können einmal von Amts wegen tätig 
werden, z. B. wenn ihnen Bestände bekannt- 
werden, die ein für die Nadazucht besonders 
wertvolles Ausgangsmaterial enthalten. In 
diesem Rahmen können die Anerkennungs- 
stellen auf Anregung von jedermann und da- 
mit auch von Personen, die kein Recht zur 
Beerntung haben, an einer solchen aber in- 
teressiert sind, tätig werden. 

Daneben ist das Antragsverfahren vorge- 
sehen. Antragsberechtigt sollen die Wald- 
und Baumbesitzer sein. Wald- oder Baumbe- 
sitzer ist derjenige, der auf Grund Eigen- 
tums, eines anderen dinglichen Rechts oder 
eines persönlichen Rechts einen Wald oder 
Baum im Besitz hat. Dabei ist außer an den 
Eigentümer vor allem an den Nießbraucher, 
aber auch den Pächter gedacht. 

Stellt der Wald- oder Baumbesitzer einen 
Antrag auf Anerkennung, so muß er — im 
Gegensatz zur Anregung — beschieden wer- 
den. Wird einem Antrag nicht oder nicht voll, 
z. B. mit einschränkender Auflage, stattgege- 
ben, kann der Antragsteller die Rechtsbe- 
helfe des allgemeinen Verwaltungsrechts eln- 
legen. Dies gilt auch, wenn er sich durch eine 
Entscheidung beschwert fühlt, die von Amts 
wegen ergangen ist. Deshalb ist auch stets 
seine Anhörung und die schriftliche Unter- 
riditung über das Ergebnis aller Anerken- 
nungsverfahren vorgesehen. 

Das Gesetz sagt dagegen nichts darüber, wer 
zur Beerntung anerkannten Ausgangsmate- 
rials privatrechtlich befugt ist. Dies richtet 
sich allein nach dem allgemeinen bürgerlidien 
Recht. Wer also z. B. einen anerkannten Be- 
stand ohne Einverständnis des Wald- oder 


Baumbesitzers beerntet, muß damit rechnen, 
daß er von diesem privatrechtlich in An- 
spruch genommen wird. Es kann nicht Sache 
des Staates sein, hier von sich aus über- 
wachend einzugreifen. Wald- und Baumbe- 
sitzer sind im übrigen durch ihre Anhörung 
und durch die Mitteilung der Anerkennung 
ausreichend darüber informiert, wenn eine 
Beerntung öffentlich-rechtlich zugelassen 
worden ist. 

Um eine fachgerechte Entscheidung über die 
Anerkennung zu gewährleisten, muß die An- 
erkennungsstelle vor jeder Entscheidung 
über die Anerkennung den Gutachteraus- 
sdauß des Landes hören. Ein solcher Aus- 
schuß ist für jedes Land vorgesehen, damit 
eine dauernde einheitliche Begutachtung der 
fachlichen Voraussetzungen für die Anerken- 
nung (§ 4) gewährleistet ist. Der Ausschuß 
muß mindestens 3 Mitglieder haben; es steht 
den obersten Landesbehörden jedoch frei, 
den Ausschuß bei der Regelung der Zusam- 
mensetzung stärker zu besetzen. Die Einbe- 
rufung der Mitglieder erfolgt ebenfalls durch 
die oberste Landesbehörde. Alle Mitglieder 
sollen Fachkenntnisse in der forstlichen Ver- 
erbungslehre oder auf dem Gebiet der Stand- 
ortsrassenforschung besitzen, da dies zur Be- 
urteilung der fachlichen Voraussetzungen für 
die Anerkennung nötig ist. 

Ist eine Anerkennung erfolgt, ohne daß ihre 
Voraussetzungen vorliegen, z. B. irrtümlich, 
oder fällt eine der Voraussetzungen später 
fort, z. B. weil die Güte eines Bestandes nicht 
mehr gegeben erscheint, muß die Anerken- 
nung von Amts wegen aufgehoben werden 
(§ 5 Abs. 4). Da es sich hier um ein Anerken- 
nungsverfahren bzw. um eine Entscheidung 
über die Anerkennung handelt, sind Gutach- 
terausschuß sowie Wald- oder Baumbesitzer 
ebenfalls zu hören. 

S 6 

Bei der zuständigen Landesstelle — möglichst 
nur einer in jedem Land — sollen ein Ernte- 
anerkennungsregister und ein Baumzuchtre- 
gister eingerichtet werden, damit jeweils an 
einer Stelle übersehen werden kann, wo eine 
Beerntung von forstlichem Saat- und Pflanz- 
gut für den gewerbsmäßigen Verkehr öffent- 
lich-reditlich erlaubt ist. Jedermann darf die 
Register einsehen. 

§ 7 

Diese Bestimmung soll mit die Gewähr da- 
für schaffen, daß nur Saat- und Pflanzgut aus 
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anerkanntem Ausgangsmaterial In den ge- 
werbsmäßigen Verkehr gelangt. Sie ermög- 
licht nämlich eine staatliche Kontrolle der er- 
sten Bewegung des Saat- und Pflanzguts, das 
unmittelbar von dem anerkannten Ausgangs- 
materiai geerntet wird. Als solches Saat- und 
Pflanzgut kommen Zapfen, Fruchtstände, 
Früchte, Samen, Wildlinge, Ableger, Pfropf- 
reiser, Stecklinge und Steckhölzer in Betracht. 

§ 7 Abs. 1 sieht vor, daß dieses Saat- und 
Pflanzgut grundsätzlich nur mit einem Be- 
gleitschein vom Ort der Ernte zum ersten 
Bestimmungsort entfernt werden darf. Als 
erster Bestimmungsort kommen z. B. das 
eigene Lager, eine Darre, eine Forstbaum- 
schulc oder bereits der Abnehmer In Betracht. 
Der Begleitschein muß das Ausgangsmaterial 
sowie die Menge des gewonnenen Saat- und 
Pflanzguts angeben. 

Wird das Saat- und Pflanzgut — wie weit- 
gehend üblich — vor dem eigentlichen Ab- 
transport erst an einer Sammelstelle des 
Wald- oder Baumbesitzers oder eines sonsti- 
gen Nutzungsberechtigten zusammengefaßt, 
kann cs zu dieser ohne Begleitschein gebracht 
werden; und es soll genügen, wenn der Be- 
gleitschein erst bei der Entfernung von hier 
beigefügt wird. 

Der Begleitschein muß vom Wald- oder 
Baumbesitzer oder von seinem Beauftragten 
ausgestellt sein. Um jedoch dem Staat eine 
Kontrolle über die Beerntung zu ermög- 
lidien, muß der Aussteller der zuständigen 
Landesstelle unverzüglich, also ohne schuld- 
haftes Zögern, eine Durchschrift des Begleit- 
scheins übersenden, wenn er sich nicht einer 
Ordnungswidrigkeit (§ 15 Abs. 1 Nr. 2) 
schuldig machen will. Ordnungswidrig soll 
auch handeln, wer Saat- und Pflanzgut ohne 
Begleitschein entfernt oder in Begleitscheinen 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht. 

Die in § 7 Abs. 1 und 2 vorgesehene Rege- 
lung stellt jedoch nur ein Mindestprogramm 
dar. Deshalb ermächtigt Absatz 4 die Lan- 
desregierungen, ihre Kontrollmöglichkeiten 
durch Rechtsverordnung wesentlich auszu- 
dehnen. So können sie einmal vorschreiben, 
daß Saat- und Pflanzgut aller oder einzelner 
Baumarten oder -gattungen über Sammel- 
stellen der Wald- oder Baumbesitzer oder der 
sonstigen Nutzungsberechtigten zu leiten ist. 
Damit wird eine Konzentration des geernte- 
ten Guts an bestimmten bekannten Stellen 
erreidit. Dies stellt eine besondere Erleichte- 
rung dar, wenn gleichzeitig verordnet wird, 


daß der Begleitschein von einer staatlich be- 
stimmten Stelle ausgestellt sein muß. Eine 
weitere Ermächtigung ermöglicht die Fest- 
legung der Erntezeiten, vor allem auch für 
sogenannte Zierzapfen, um von vornherein 
Vermischungen bei der Ernte auszuschließen. 

Alle diese Ermächtigungen eröffnen eigen- 
ständige Länderregelungen, für die kein all- 
gemeines Bundesinteresse besteht. Der Bun- 
desminister kann lediglich noch durch Rechts- 
verordnung eine — einheitliche — Form des 
Begleitscheins vorschreiben (Absatz 3). 

§ 8 

Diese Bestimmung soll sichern, daß Saat- und 
Pflanzgut verschiedener Arten, Herkunfts- 
gebiete, Höhengürtel und bei der Pappel 
auch verschiedener Sorten nicht bereits ver- 
mischt wird, ehe es in den Verkehr gelangt. 
Es muß daher — soweit es gewerbsmäßig in 
den Verkehr gebracht werden soll — bei La- 
gerung und Anzucht getrennt gehalten wer- 
den. Bei Zapfen, Fruchtständen, Früchten 
und Samen ist außerdem eine Trennung nach 
Erntejahren vorgesehen, weil die Haltbarkeit 
dieses Saatguts verschieden ist. Das getrennt 
gehaltene Saat- und Pflanzgut muß im übri- 
gen zur Sicherung und Kontrolle entspre- 
chend gekennzeichnet werden. 

Verstöße gegen § 8 stellen Ordnungswidrig- 
keiten dar (§15 Abs. 1 Nr. 3). 

§ 9 

Die Bestimmung gibt die vorgesehenen Re- 
geln über die Verpackung und Kennzeich- 
nung des forstlichen Saat- und Pflanzguts im 
gewerbsmäßigen Verkehr wieder. 

Nach Absatz 1 soll Saatgut nur In geschlos- 
senen Packungen In den Verkehr gebracht 
werden. Diese Vorschrift ist bedingt durch 
die äußere Beschaffenheit der Ware, die einen 
losen Verkehr nicht gestattet. Geschlossenen 
Packungen soll jedoch der abgetrennte Lade- 
raum auf Verkehrsmitteln gleichgestellt wer- 
den. Diese Erleichterung, z. B. für Waggons 
und geschlossene Kraftfahrzeuge, ersdieint 
vertretbar und beseitigt andererseits unnö- 
tige Schwierigkeiten beim Transport von 
Zapfen und Fruchtständen. 

Die Absätze 2 und 3 enthalten einmal ein 
Mischungs verbot von Saatgut verschiedener 
Baumarten, Herkunftsgebiete, Höhengürtel, 
Erntejahre und bei der Pappel auch verschie- 
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dener Sorten, da sonst die verbrauchende 
Forstwirtschaft im Verkehr nicht mehr über 
die wesentlichen Daten des Saatguts im ein- 
zelnen unterrichtet werden könnte. Das 
gleiche Mischungsverbot ist für Pflanzgut 
vorgesehen, das gebündelt wird. Wird das 
Pflanzgut ^nders als in Bündeln, also z. B. 
unverpackt gewerbsmäßig in den Verkehr 
gebracht, muß das Pflanzgut nach den oben- 
genannten Unterscheidungsmerkmalen — 
ausgenommen das Erntejahr — sichtbar ge- 
trennt gehalten werden. An eine Verpak- 
kungs- oder Bündelungspflicht von Pflanz- 
gut ist im übrigen nicht gedaht, da ein so 
weitgehender Eingriff nicht geboten er- 
scheint. 

Ist das Saat- bzw. Pflanzgut verpackt, sind im 
gewerbsmäßigen Verkehr wahlweise an oder 
in den Packungen bestimmte schriftliche An- 
gaben zu machen (Absatz 4). Sie beziehen 
sich auf alle Umstände, die für die Erwerber, 
also Handel und Verbraucher, von Bedeu- 
tung sind. Es sind dies bei allen Baumarten 
und -gattungen Art, Menge, Herkunftsge- 
biet und etwa festgesetzter Höhengürtel, und 
bei der Pappel außerdem die Sorte. Bei 
Zapfen, Fruchtständen, Früchten und Samen 
ist darüber hinaus das Erntejahr anzugeben, 
da die Haltbarkeit des Saatguts verschieden 
ist. Bei Samen und Früchten kommen weiter- 
hin Angaben über den Hundertsatz der 
Reinheit und Keimfähigkeit hinzu, die für 
die Verbrauher von besonderem Interesse 
sind. Dieses Erfordernis bedingt in der Re- 
gel, daß das Saatgut der Untersuhun^g durh 
eine Samenprüfungsanstalt unterworfen 
wird. Das Untersuhungszeugnis einer staat- 
lihen Waldsamenprüfungsanstalt wird hier 
besonders angebraht sein. 

Absatz 4 Satz 2 soll klarstellen, daß die Bün- 
delung zwar zur Verpackung gehört, die ein- 
zelnen Bündel jedoch niht der besonderen 
Kennzeihnungspfliht des Absatzes 4 unter- 
liegen. Auh unverpackte und gebündelte 
Ware muß gekennzeihnet sein. Dies kann 
einmal dadurh geshehen, daß die Angaben 
nach Absatz 4 an der Ware selbst, also z. B. 
an den einzelnen Bündeln, angebraht wer- 
den. Dies ist aber niht unbedingt erforder- 
lih. Es soll vielmehr genügen, wenn die An- 
gaben wahlweise — und zwar nur einmal für 
die gesamte Partie — shriftllh mit der 
Ware übergeben öder den Wareribegleitpa- 
pieren beigefügt werden. Die Einhaltung der 
Bestimmungen des § 9 ist durh § 15 Abs. 1 
Nr. 4 bis 6 abgesihert. 


§ 10 

Anknüpfend an die bisherige Regelung des 
Forstlihen Artgesetzes sollen auh künftig 
die Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe 
einer gewissen gewerberehtlihen Kontrolle 
unterworfen bleiben. 

Absatz 2 umreißt dabei, weihe Betriebe hier- 
von erfaßt werden, nämlih alle, die ge- 
werbsmäßig forstlihes Saat- und Pflanzgut 
in den Verkehr bringen oder für andere auf- 
bereiten. Zu den ersteren gehören niht nur 
reine Handelsbetriebe, sondern auh Betriebe, 
die Saatgut gewinnen oder Pflanzgut anzie- 
hen und dann verkaufen. 

Während bisher für die einzelnen Betriebs- 
arten ein mehr oder weniger strenges Er- 
laubnissystem galt, soll künftig einheitlih 
nur eine Anzeigepfliht mit behördliher Be- 
trlebsüberwahung bestehen. Danah haben 
die Leiter von Forstsamen- und Forstpflan- 
zenbetrieben Aufnahme und Beendigung 
ihres Betriebs binnen eines Monats der zu- 
ständigen Landesbehörde anzuzeigen. Be- 
triebe, die bei Inkrafttreten des Gesetzes be- 
reits bestehen, müssen innerhalb 3 Monaten 
Ihre Meldung abgeben. 

Bei Betrieben, die Saatgut aufbereiten oder 
Pflanzgut anziehen, wird gefordert, daß sie 
die nötigen tehnishen Einrihtungen besit- 
zen. Das Aufbereiten bezieht sih hier auh 
auf die Betrie'be, die das Saatgut für sih 
selbst aufbereiten und später in den Verkehr 
bringen. Das Vorhandensein der tehnishen 
Einrihtungen ist von der zuständigen Be- 
hörde zu überprüfen. Hierzu muß das Be- 
treten ider Anlagen und Geshäftsräume ge- 
stattet werden. 

Verfügt der Betrieb niht über die notwendi- 
gen Einrihtungen, oder sind Tatsahen be- 
kannt, weihe die persönlihe Unzuverlässig- 
keit oder die fahlihe Unzuränglihkeit der 
für die Betriebsleitung verantwortlihen Per- 
sonen dartun, kann die zuständige Behörde 
die Fortsetzung des Betriebs — bis zur Ab- 
stellung der Mängel — verbieten. Da das Be- 
triebsverbot nur das letzte Mittel zur Er- 
zwingung einer ordnungsmäßigen Betriebs- 
führung sein soll, ist es in das pflihtgemäße 
Ermessen der Behörde gestellt, ob und ggf. 
wann sie davon Gebrauh mähen will. 

Auh § 10 soll durh Bußgeldvorshrlften 
(§15 Abs. 1 Nr. 7 und 8) abgesihert wer- 
den. 
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§§ 11, 12 

Neben § 7 sollen die §§ 11 und 12 weitere 
amtliche Kontrollmöglidikeiten für die ord- 
nungsmäßige Durchführung des Gesetzes er- 
öffnen, 

§ 11 Abs. 1 sieht eine allgemeine Verpflich- 
tung für die Inhaber von Forstsamen- und 
Forstpflanzenbetrieben zur Führung von 
Kontrollbüchern vor, die Angaben über alle 
Vorräte, Eingänge, Vorratsveränderungen 
und Ausgänge von Saat- und Pflanzgut ent- 
halten. Alle Geschäftsvorgänge müssen zur 
Vermeidung von Falscheintragungen unver- 
züglich vermerkt werden. Verstöße gegen 
dieses Gebot sind Ordnungswidrigkeiten 
(§ 15 Abs. 1 Nr. 9). 

In die Kontrollbücher können sogenannte 
auskunftsherechtigte Stellen über § 12 Ein- 
sicht sowie Auskunft über die dort verzeich- 
neten Geschäftsvorgänge verlangen (s. u.). 

In begründeten Einzelfällen dürfen die Kon- 
trollbücher mit behördlicher Genehmigung 
durch andere entsprechende Unterlagen er- 
setzt werden. Hier ist z. B. an technisch ver- 
feinerte Karteikartensysteme gedacht. 

Die Festlegung einer einheitlichen Form für 
die Kontrollbücher bleibt dem Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung Vorbehalten. 

§ 11 Abs. 3 sieht die Ermächtigung vor, eine 
halbjährige Meldepflicht über die eintra- 
gungsbedürftigen Angaben an die zuständi- 
gen Landesbehörden vorzuschreiben. Diese 
Ermächtigung scheint notwendig, weil noch 
nicht abzusehen ist, ob die sonstigen Über- 
wachungsmöglichkeiten des Gesetzes seine 
ordnungsmäßige Durchführung gewährlei- 
sten. Es wird im wesentlichen bei den am 
Saat- und Pflanzgutverkehr Beteiligten lie- 
gen, inwieweit sie durch korrekte Einhaltung 
der Gesetzesbestimmungen weitere Kontroll- 
maßnahmen überflüssig machen. 

§12 enthält Bestimmungen über Auskunfts- 
pflicht und Auskunftsrecht. Er sieht den 
Bundesminister und die obersten Landesbe- 
hörden als auskunftsberechtigte Stellen vor 
und ermächtigt vdiese gleichzeitig, ihr Aus- 
kunftsrecht auch anderen Behörden, die mit 
der Ausführung des Gesetzes und seiner 
Durchf ührungsbestimmurigen beauftragt wer- 
den, zu übertragen. Die Bestimmung knüpft 
an die Verordnung über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 an; an die Stelle der Straf- 
bestimmungen (§ 4 Abs. 2 und § 6 der Ver- 
ordnung) tritt § 15 Abs. 1 Nr. 10. 


§ 13 

Während nach den Durchführungsvorschrif- 
ten zum Forstlichen Artgesetz die Verwen- 
dung ausländischen Saat- und Pflanzguts — 
zumindest formell — stark eingeschränkt ist, 
soll künftig bei den in § 2 genannten Baum- 
arten und -gattungen grundsätzlidi ein all- 
gemeines Einfuhr- und Verkehrsverbot für 
forstliches Saat- und Pflanzgut gelten, das 
nicht im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge- 
wonnen oder erzeugt worden ist. Andern- 
falls könnten die Ziele dieses Gesetzes nicht 
erreicht werden. Denn einmal ist es bei frem- 
den Herkünften nicht möglich, eine allge- 
meine Auswahl des Ausgangsmaterials zu ge- 
währleisten. Außerdem kann die Beerntung 
und der Verkehr bis zur Einfuhr kaum über- 
wacht werden. Weiterhin ist aber auch in der 
Regel nicht die Gewähr gegeben, daß das 
Saat- und Pflanzgut unter den klimatischen 
und ökologischen Gegebenheiten des Inlan- 
des gedeihen wird. Um Gesetzesumgehungen 
zu verhindern, muß hier auch das Pflanzgut 
erfaßt werden, das nicht vorwiegend zur 
Holzergeugung bestimmt ist (vgl. § 1 Abs. 3). 

Absatz 1 Satz 2 stellt klar, daß die phyto- 
sanitären Einfuhrbeschränkungen unberührt 
bleiben. Hierfür gelten zur Zeit die auf das 
Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 (BGBl. 
S. 317) gestützten Verordnungen zur Verhü- 
tung der Einschleppung von Krankheiten der 
Nadelholzpflanzen vom 3. Juni 1930 (RGBl.I 
S. 188), zur Verhütung der Einschleppung 
von Krankheiten und Schädlingen der Ülme 
und der Kanadischen Pappel vom 2. Fe- 
bruar 1932 (RGBl. I S. 63), über «das Verbot 
der Einfuhr von Nadelholzsamen und 
-zapfen vom 26. Oktober 1936 (RGBl. I 
S. 935) und über das Verbot «der Einfuhr von 
Laubholzsämereien und -pflanzen vom 
16. April 1937 (RGBl. I S. 456, 544). 

§ 13 Abs. 2 sieht vor, daß in Einzelfällen 
Ausnahmen von dem Verbot zugelassen wer- 
den dürfen. Dies gilt einmal in Ausführung 
zwischenstaatlicher Abmachungen und im 
übrigen, wenn die Ertragsfähigkeit des Wal- 
des und die Holzerzeugung — welche das 
Gesetz gerade fördern soll — nicht gefährdet 
werden. 

Als Anlaß für eine Ausnahmegenehmi- 
gung ist neben der Erfüllung zwischenstaat- 
licher Abmachungen z. B. an Einfuhren zu 
wissenschaftlichen Zwecken und zu Versuchs- 
zwecken oder zur Erzeugung von Zierpflan- 
zen gedacht. Des weiteren sind in manchen 
Jahren bei einzelnen Arten Mangelerschei- 
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nungen denkbar, so .daß idie Saat- und Pflanz- 
gutversorgung nur durch zusätzliche Einfuhr 
gesidiert werden kann. In diesem Fall soll 
jedoch nur das Saat- und Pflanzgut herein- 
genommen werden, bei dem im Einzelfall die 
Gewähr besteht, daß es im Geltungsbereich 
des Gesetzes anbauwürdig ist. 

Soweit eingeführtes Saat- und Pflanzgut für 
den Verkehr bestimmt ist, werden in der Re- 
gel Einfuhr- und Vertriebsgenehmigung mit- 
einander verbunden werden. 

Mit der Genehmigung können Auflagen ver- 
bunden werden. Eine solche kann z. B. über 
die bereits nach § 9 Abs. 4 und 5 vorgesehene 
Kennzeichnung hinaus weitergehende Anga- 
ben im Verkehr — etwa über die Herkunft 
— fordern. 

Für die Erteilung der Ausnahmegenehmigung 
soll — ebenso wie nach den obengenannten 
phytosanitären Vorschriften — der Bundes- 
minister zuständig sein. Diese Ermächtigung 
zum Erlaß sogenannter überregionaler Ver- 
waltungsakte ist notwendig; denn da .sich das 
Saat- und Pflanzgut im Ausland befindet, ist 
eine sachgeredite, einheitliche und wirksame 
Handhabung der Ausnahmeregelung nur 
durch eine Stelle im Bundesgebiet möglich. 

Eine Ausrichtung einzelner Länderstellen 
durch Rechtsverordnung, Verwaltungsvor- 
schriften oder Verwaltungsabkommen schei- 
det aus, da sich die in Betracht kommenden 
Einzelfälle in ihrer Verschiedenartigkeit 
nicht abschließend überblicken lassen; auch 
kann das Bedürfnis für eine ausnahmsweise 
Einfuhr In einzelnen Zeitabschnitten ver- 
schieden sein. Ebensowenig kann die ge- 
wünschte Handhabung der Ausnahmeermäch- 
tigung durch Einzelweisungen der Bundes- 
regierung nach Artikel 84 Abs. 5 GG erzielt 
werden. Die Zuständigkeit des Bundesmini- 
sters wird deshalb auch von sämtlichen Lan- 
desforst Verwaltungen gefordert. 

Verstöße gegen § 13 sollen als Ordnungswi- 
drigkeiten geahndet werden (§ 15 Abs. 1 
Nr. 11). 

§ 14 

Diese Bestimmung soll den Bundesminister 
und die Länderregierungen :zur Übertragung 
ihrer Rechtsetzungsbefugnisse auf die ober- 
sten Landesibehörden ermächtigen. Der Bun- 
desminister soll solche Rechtsverordnungen 
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen 
dürfen, da Ermächtigungen ohnehin erst 
nach Abstimmung mit den Ländern auf diese 


übertragen werden. Alle übrigen Rechtsver- 
ordnungen des Bundesministers bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates, wie bei den 
Einzelermächtigungen auch ausdrücklich er- 
wähnt. 

§§ 15 bis 17 

Während Vergehen gegen das Forstliche Art- 
gesetz als kriminelles Ünrecht geahndet wur- 
den, sollen künftig Gesetzesverstöße nur 
noch sogenanntes Verwaltungsunrecht dar- 
stellen und Geldbußen, ggf. aber auch eine 
Einziehung der Ware, nach sich ziehen. 

§ 15 Abs. 1 legt die Tatbestände der Ord- 
nungswidrigkeiten fest, auf die bereits bei 
den einzelnen Vorschriften hingewiesen wor- 
den ist. § 15 Abs. 2 ermächtigt, auch künftige 
Durchführungsverordnungen durch Bußgeld- 
vorschriften abzusichern. 

§ 16 soll auch die Verhängung von Geldbu- 
ßen gegen juristische Personen und Personen 
des Flandelsrechts bei schuldhaften Verstö- 
ßen gegen die Aufsichtspflicht ermöglichen. 
Voraussetzung hierfür ist, daß im Betrieb 
einer der objektiven Tatbestände des § 15 
erfüllt worden ist. 

Für die Ahndung der Ordnungswidrigkeiten 
gilt allgemein das Gesetz über Ordnungswi- 
drigkeiten — OWiG — vom 25. März 1942 
(RGBl. S. 177), soweit sich nicht aus § 17 
Abs. 1 und 2 Besonderheiten ergeben. 

Als Bußgeldrahmen sieht § 17 Abs. 1 für 
vorsätzlidi begangene Ordnungswidrigkelten 
2 bis 10 000 Deutsche Mark und für fahr- 
lässig begangene 2 bis 2000 Deutsche Mark 
vor, da die Bußgeldandrohungen des § 5 
OWiG (allgemein 2 bis 1000 Deutsche Mark) 
nicht ausreichen. 

Während die Verfolgung von Ordnungswi- 
drigkelten nach § 16 OWiG allgemein in 
6 Monaten verjährt, soll hier in den Fällen 
'des § 15 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 11 die Verfol- 
gungsverjährung auf 2 Jahre erweitert wer- 
den, da solche Verstöße erfahrungsgemäß erst 
später bekanntwerden und sonst kaum je- 
mals verfolgt werden könnten. Das gleidie 
gilt für die Inanspruchnahme von juristischen 
Personen und Personengesellschaften des 
Handelsrechts nach § 16, wenn im Betrieb 
der objektive Tatbestand der vorgenannten 
Bestimmungen gegeben ist. 

Bei einigen Verstößen (§ 15 Abs. 1 Nr. 1, 
3, 5 und 11) besteht das Bedürfnis, die Ge- 
genstände einzuziehen, auf die sich die mit 
Geldbuße bedrohte Handlung bezieht. Es 
soll damit verhindert werden, daß der ver- 
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brauchenden Forstwirtschaft durdi die wei- 
tere Verwendung ider Gegenstände den 
Zwecken des Gesetzes zuwider Schaden zuge- 
fügt wird. Dies ist z. B. der Fall, wenn gegen 
die Verwendung des Saatguts Bedenken be- 
stehen, weil die Fierkunft nicht gesichert ist. 
Hier muß die Möglichkeit einer Einziehung 
eröffnet werden. Dem soll § 17 Abs. 3 Rech- 
nung tragen. 

§ 18 

Da auf Grund des Forstlichen Artgesetzes 
schon weitgehend Ausgangsmaterial als 
brauchbar für die Nachzucht anerkannt wor- 
den ist, kann Bas vorliegende Gesetz auf den 
bereits ausgesprodienen Anerkennungen auf- 
bauen. Es wird jedoch Sache der zuständigen 
Landesbehörden sein, die bisherigen Aner- 
kennungen nach dem Forstlichen Artgesetz 
schrittweise darauf zu überprüfen, ob die 
Voraussetzungen für die Anerkennung im 
einzelnen nach neuem Recht gegeben sind. 
Ist dies nicht der Fall, so sind sie nach § 5 
Abs. 4 zu widerrufen. 

§ 19 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

§ 20 

Das Gesetz soll mit seinen Hauptvorschriften 
mit dem Beginn des Forstwirtschaftsjahres in 
Kraft treten, das auf den Gesetzbeschluß 
folgt. Hiervon müssen jedoch eine Reihe von 
Ausnahmen gemacht werden. 

Die wirksame Handhabung des Gesetzes setzt 
einmal voraus, daß mit dem Inkrafttreten 
seines Hauptteils auch eine Reihe von Durch- 
führungsvorschriften erlassen sind, z. B. über 
die Form des Begleitscheins und die Kontroll- 
bücher. Die Rechtsetzungsermächtigungen 
sollen deshalb bereits am Tage nach der Ge- 
setzverkündung in Kraft treten. 

Auf der anderen Seite bedarf es aber auch 
einer Reihe von Schonfristen für das Saat- 
und Pflanzgut der einzelnen Baumarten und 
-gattungen. 

Solche Ausnahmebestimmungen sind einmal 
für die in § 2 Abs. 2 genannten Baumarten 
und -gattungen notwendig, da bei diesen 
nadi bisherigem Recht keine oder nur ver- 
hältnismäßig wenige Anerkennungen von 
Ausgangsmaterial vorliegen, die durch das 
neue Gesetz als Grundlage übernommen 
werden können. Die Verkehrsbestimmungen 


des Gesetzes müssen daher für diese Arten 
einmal so lange außer Kraft bleiben, bis aus- 
reichende Anerkennungen vorgenommen 
worden sind. Des weiteren muß jedoch die 
Möglichkeit bestehen, bis dahin bereits ge- 
wonnenes Saatgut sowie gewonnene Ableger, 
Pfropfreiser, Stecklinge, Steckhölzer und 
Wildlinge aus nicht anerkanntem Ausgangs- 
material in den Verkehr zu bringen. Hierzu 
reichen 2 Jahre nach dem allgemeinen In- 
krafttreten des Gesetzes aus. Bis dahin müs- 
sen sich Erzeuger und Handel auf die Durch- 
führung der einschlägigen Gesetzesbestim- 
mungen einstellen. Außerdem bedarf es 
einer besonderen Sdionfrist für Pflanzgut, 
das aus Saatgut, Ablegern, Pfropfreisern, 
Stecklingen oder Steckhölzern angezogen 
worden Ist. Hier muß verlangt werden, daß 
das Pflanzgut nach weiteren 4 Jahren abge- 
setzt, andernfalls der gewerbsmäßige Verkehr 
damit verboten ist. 

Bei Roterle, Europäischer Lärche und Kiefer 
kann der Saat- und Pflanzgutbedarf bereits 
jetzt mit Erntegut aus anerkanntem Aus- 
gangsmaterial gedeckt werden. Da jedoch 
Herkunftsgebiete und Höhengürtel in der 
jetzt vorgesehenen Form durch dieses Gesetz 
erst neu eingeführt werden, ist es bei der 
Kennzeichnung von Saatgut, Ablegern, 
Pfropfreisern, Stecklingen, Steckhölzern und 
Wildlingen, die bereits vor dem Inkrafttre- 
ten des Gesetzes In den Verkehr gelangt sind, 
nicht möglich, Herkunftsgebiete und ggf. den 
Höhengürtel anzugeben. Dieser Angaben 
nach § 9 Abs. 4 und 5 soll es daher erst ab 
1. Oktober 1959 bedürfen. Entsprechend 
muß das Pflanzgut, das hieraus angezogen 
wird, weitere 4 Jahre von diesen Angaben 
befreit werden. Diese Schonfrist umfaßt dar- 
über hinaus auch alles übrige angezogene 
Pflanzgut, das sich bereits bei Inkrafttreten 
des Gesetzes in der Erde befand, da sich auch 
bei diesem oft Herkunftsgebiet und Höhen- 
gürtel nicht mehr feststellen lassen werden. 

Die Gewährung von Schonfristen schließt 
nicht aus, daß Erzeuger und Handel schon 
frühestmöglich auch die Vorschriften durch- 
führen, deren Wirksamkeit noch ausgesetzt 
Ist. Dies gilt besonders für die Angabe des 
Herkunftsgebiets bei Roterle, Europäischer 
Lärche und Kiefer, das sich in sehr vielen Fäl- 
len noch nachträglich feststellen lassen wird. 

Mit dem Inkrafttreten der Hauptvorschrif- 
ten des Gesetzes soll gleichzeitig das Forst- 
liche Artgesetz mit allen zu seiner Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften außer Kraft 
treten. 


15 



Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 23. November 1956 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Sdirelben vom 27. Oktober 1956 — 6-74004-3260/56 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 166. Sit- 
zung am 23. November 1956 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über forstliches Saat- 
und Pflanzgut 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Dr. Sieveking 
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Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Gesetzentwurf enthält, worauf auch 
die Begründung hinweist, im Gegensatz zum 
geltenden Recht eine Vielzahl von 'bis ins 
einzelne gehenden Regelungen, die bisher im 
wesentlichen den Durchführungsvorschriften 
Vorbehalten sind. Eine Reihe dieser Bestim- 
mungen, die einen bedenklichen Perfektionis- 
mus widerspiegeln, erscheint entbehrlich. Im 
übrigen ließe sich das Gesetz dadurch über- 
sichtlicher gestalten, daß Bestimmungen, die 
ihrer Natur nach typische Durchführungs- 
vorschriften sind, aus dem Gesetz herausge- 
nommen und, in idie ohnehin vorgesehenen 
Durchführungsvorschriften übernommen 
werden. Weiterhin wäre es denkbar, idas An- 
erkennungsverfahren weitgehend in die 
Hand der Selbstverwaltung der wirtschaftlich 
interessierten Kreise zu legen (Schaffung von 
Handelsmarken), um den Staatsapparat so- 
wohl hinsichtlich der sonst erforderlichen 
Rechtsetzung (z. B. über die Form der Kon- 
trollbücher und der Begleitscheine) als auch 
in verwaltungsmäßiger Beziehung zu ent- 
lasten. 

Diese Gesichtspunkte sollten im weiteren 
Verlaufe des Gesetzgebungs Verfahrens ge- 
prüft werden. 

2. Zu § 3 

In Absatz 4 sind die Worte „wegen beson- 
derer Umstände" zu ersetzen durch die 
Worte „wegen ihrer Gleichartigkeit". 

Begründung 

Der Begriff „besondere Umstände" ist nicht 
allgemein gehalten. Es erscheint daher zweck- 
mäßig, in Anlehnung an die Begriffsbestim- 
mung für Bestände in Absatz 3 auch für die 
Waldgebiete auf die Gleichartigkeit der Be- 
stände abzustellen. 

3. Zu § 4 

a) Absatz 1 ist eingangs wie folgt zu ändern: 


„(1) Zur Gewinnung von Saat- oder 
Pflanzgut einer Baumart oder -gattung 
dürfen . . .". 

b) Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Der Gegenstand der Anerkennung muß ge- 
genüber der Regierungsvorlage schärfer und 
umfassender bezeichnet werden. 

4. Zu § 5 

a) Absatz 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Bei der Anerkennung auf Antrag kann 
die Anerkennungsstelle Auflagen machen." 

Begründung 

Die Einschränkung der Möglichkeit, Auf- 
lagen zu machen auf diejenigen Fälle, in 
denen das Verfahren auf Antrag durch- 
geführt wird, ist im Hinblick auf den Ar- 
tikel 14 Abs. 3 GG erforderlich. 

b) Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

„Zur Beratung bei der Durchführung der 
Vorschriften über die Anerkennun,g ist in 
jedem Land ein Gutachterausschuß zu be- 
stellen." 

Begründung 

Es würde zu einer untragbaren Verwal- 
tungserschwerung führen, wenn der Gut- 
achterausschuß bei jeder einzelnen Aner- 
kennung tätig werden müßte. 

c) Absatz 3 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Regelung des Anerkennungsverfah- 
rens ist Sache der Länder. Es besteht kein 
unabweisbares Bedürfnis, diesen Teil des 
Verfahrens Bundes rechtlich zu regeln. 


17 



5. Zu § 7 

In Absatz 4 ist folgende neue Nr. 4 anzu- 
fü'^en: 

„4. Saat- und Pflanzgut nur unter Aufsicht 
des Wald- oder Baumbesitzers oder des 
sonstigen Nutzungsberechtigten geerntet 
werden darf.“ 

Begründung 

Es besteht In einer Reihe von Ländern die 
Absicht, entsprechend der bisherigen Hand- 
habung die Kontrolle der Ernte auf die hier 
vorgesehene einfadie Art zu sichern. 

6. Zu §§ 8 und 9 

a) In § 8 Satz 1 sind die Worte „bei der 
Pappel auch nach Sorten“ zu ersetzen 
durch die Worte „bei der Pappel ist fer- 
ner das Saatgut nach Sorten und das 
Pflanzgut nach Ausgangspflanzen“. 

b) In 9 Abs. 3 Satz 2 ist das Wort „Sor- 
ten“ zu ersetzen durch das Wort „Aus- 
gangspflanzen“. 

c) In ^ 9 Abs. 4 Satz 1 ist 

aa) Nr. 7 wie folgt zu fassen: 

„7. bei Saatgut der Pappel die Sorte,“; 
bb) und eine neue Nr. 8 anzufügen: 

„8. bei Pflanzgut der Pappel die Aus- 
gangspflanze“. 

Begründung 

Die bereits weiter fortgeschrittenen Erkennt- 
nisse auf dem Gebiete der Pappelzüchtung 
erlauben und verlangen eine weitergehende 
Trennung des Pflanzguts als nur nach Sorten. 

7. Hinter § 9 ist folgender neuer § 9 a anzu- 
fügen: 

4 9 a 

Die nach § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 bis 6 
und 8 angegebenen Eigenschaften gelten im 
Zweifel als zugesichert. Bei der Angabe nach 
§ 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 bleiben handelsüb- 
liche Abweichungen unberührt.“ 

Begründung 

Es scheint im Interesse der Bezieher erfor- 
derlich, die zivilrechtliche Haftung für die 
Angaben bei der vorgeschriebenen Kenn- 
zeichnung des Saat- und Pflanzguts entspre- 
diend den Vorschriften im Saatgutgesetz zu 
regeln. 


8. Zu § 10 

Absatz 3 Satz 3 Ist zu streichen 
Begrün idung 

Die Vorschrift ist überflüssig, da Wohnun- 
gen im engeren Sinne offenbar nicht betre- 
ten werden sollen; abgesehen davon lägen die 
Voraussetzungen des Artikels 13 Abs. 3 GG 
auch nicht vor. 

9. Zu § 11 

a) Absatz 3 ist eingangs wie folgt zu än- 
dern: 

„(3) Wenn es zu einer wirksamen Kon- 
trolle erforderlich ist, können die Län- 
derregierungen durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß . . .“. 

b) In Absatz 3 ist ferner das Wort „halb- 
jährlich“ zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Es muß der Entscheidung der Länder über- 
lassen werden, ob Meldepflichten der hier 
gedachten Art eingeführt werden sollen. 

10. Zu § 12 

a) Absatz 2 Ist Im Eingang wie folgt zu 
fassen: 

„(2) Der Bundesminister und die Lan- 
desregierungen können durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß . . .“. 

b) Als Satz 2 ist anzufügen: 

„Diese Rechtsverordnung des Bundesmi- 
nisters bedarf nicht der Zustimmung des 
Bundesrates.“ 

Begründung 

Die Bestimmung anderer Behörden zu aus- 
kunftsberechtigten Stellen kann nur durch 
Rechtsverordiiung erfolgen, da durch die Be- 
stimmung unmittelbare Verpflichtungen ge- 
genüber den betreffenden Behörden begrün- 
det werden. 

11. Zu § 13 

Absatz 2 ist durch folgenden Satz zu ergän- 
zen: 

„Ausnahmen sind zuzulassen, wenn Pflanz- 
gut nachweislich nicht vorwiegend zur Holz- 
erzeugung bestimmt ist.“ 

Begründung 

Nach § 1 Abs. 3 findet das Gesetz auf Pflanz- 
gut, das nicht vorwiegend zur Holzerzeu-' 
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gung bestimmt ist, keine Anwendung. Dieses 
Pflanzgut soll Jedoch dem Importverbot des 
§13 unterliegen. Der Grund hierfür ist, daß 
bei Importpflanzgut häufig nicht erkennbar 
ist, ob es vorwiegend zur Holzerzeugung be- 
stimmt ist oder nicht. In den Fällen, in denen 
nadiweislich letzteres der Fall Ist, besteht 
kein Anlaß, den Import auf Grund dieses 
Gesetzes zu verhindern. 

12. Zu § 14 

Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Befugnisse zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen können ganz oder zum Teil 
durch Rechtsverordnungen vom Bundes- 
minister auf die Landesregierungen, von den 
Landesregierungen auf die obersten Landes- 
behörden übertragen werden.^* 

Begründung 

Nach Artikel 80 Abs. 1 GG ist es unzulässig, 
daß der Bundesminister seine Befugnis zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen unmittelbar 
auf die obersten Landesbehörden überträgt. 

13. Zu § 15 

a) In Absatz 1 Nr. 11 sind die Worte „oder 
den mit einer Ausnahmegenehmigung ver- 
bundenen Auflagen nicht nachkommt“ zu 
streichen. 

Begründung 

Aus rechtsstaatlichen Gründen sollten 
Verstöße gegen Auflagen in Genehmi- 
gungen nur dann unter Sanktion gestellt 
werden, wenn In der Genehmigung auf 
die Bußgeldvorschriften verwiesen ist. 

b) In § 15 Abs. 1 ist folgende neue Nr. 12 
anzufügen: 

„12. Saat- oder Pflanzgut, das aus nicht 
anerkannten Waldgebieten oder Be- 
ständen oder von nicht anerkannten 
Einzelbäumen oder Ausgangspflan- 
zen stammt, ohne die nach § 20 
Abs. 2 a Satz 2 vorgeschriebenen An- 
gaben gewerbsmäßig In den Verkehr 
bringt.“ 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 15. 

c) Absatz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„ . . . , die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen ist, oder wer vorsätzlich oder fahr- 


lässig einer mit einer Ausnahmegenehmi- 
gung gemäß § 13 Abs. 2 verbundenen 
Auflage nicht nachkommt, sofern die 
Rechtsvorschrift oder die Ausnahmege- 
nehmigung ausdrücklich auf die Bußgeld- 
vorschriften dieses Gesetzes verweist.“ 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu a). 

14. Zu § 19 

In Satz 2 sind die Worte 

„die auf Grund der in diesem Gesetz ent- 
haltenen Ermäditigungen erlassen werden“ 
zu ersetzen durch die Worte „die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden“. 

Begründung 

Anpassung an den üblichen Wortlaut der 
Berlin-Klausel. 

15. Zu § 20 

a) Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

„(2) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 7 
Abs. 1 und 2, § 9, § 9 a, § 1 1, § 13, § 15 
Abs. 1 Nr. 1, 2, 4, 5, 6, 9 und 11 gelten 
bei Japanischer Lärche, Sitkafichte, Wey- 
mouthskiefer, Pappel, Roteiche für Saat- 
gut, Ableger, Pfropfreiser, Stecklinge, 
Steckhölzer sowie für Wildlinge erst ab 
1. Oktober 1958 und für sonstiges Pflanz- 
gut ab 1. Oktober 1962.“ 

b) Folgender neuer Absatz 2 a ist einzu- 
fügen: 

„(2 a) § 1 Abs. 1, § 3 Abs. 1 und 2, § 9 
Abs. 4 und 5, § 9 a, § 15 Abs. 1 Nr. 1 
und 6 gelten bis zu den in Absatz 2 ge- 
nannten Zeitpunkten nicht für Saat- und 
Pflanzgut der Weißtanne, Sandbirke, 
Moorbirke, Rotbuche, Fichte, Douglasie, 
Trauben- und Stieleiche, das aus nicht an- 
erkannten Waldgebieten oder Beständen 
oder von nicht anerkannten Einzelbäu- 
men oder Ausgangspflanzen stammt und 
das sich am 1. Oktober 1957 bereits Im 
Verkehr befindet. Wird solches Saat- oder 
Pflanzgut weiter gewerbsmäßig in den 
Verkehr gebracht, so ist für den Erwerber 
erkennbar anzugeben, daß es aus nicht 
anerkannten Waldgebieten oder Bestän- 
den oder von nicht anerkannten Einzel- 
bäumen oder Ausgangspflanzen stammt.“ 

c) Absatz 3 ist wie folgt zu ändern: 

„(3) Einer Angabe des Herkunftsge- 
biets und des etwa festgesetzten Höhen- 
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gürtels (§ 9 Abs. 4 und 5) bedarf es unbe- 
schadet des Absatzes 2 a bei Roterle, 
Europäisdier Lärche, Kiefer, Weißtanne, 
Sandbirke, Moorbirke, Rotbuche, Fichte, 
Douglasie, Trauben- und Stieleiche für 
Saatgut, Ableger, Pfropfreiser, Steck- 
linge und Steckhölzer sowie für Wild- 
linge, die sich am L Oktober 1957 bereits 
im Verkehr befinden, erst ab 1. Oktober 
1958 und für sonstiges Pflanzgut ab 
L Oktober 1962.“ 

Begründung 

Die in § 20 Abs. 2 vorgesehenen Übergangs- 
regelungen (Schonfristen) erscheinen zu weit- 
gehend. 

Bei den nunmehr in dem neuen Absatz 2 a 
aufgeführten Baumarten wird die Anerken- 
nung schon seit Jahren in größerem Umfange 
durchgeführt. Es würde eine Unterbrediung 
in der Anerkennung eintreten, wenn diese 
Baumarten für den in Absatz 2 bisher vorge- 
sehenen Zeitraum von den wesentlichsten 
Vorschriften des Gesetzes ausgenommen 
würden. Die Regelung des Absatzes 2 soll 
daher auf die Baumarten und -gattungen be- 
schränkt werden, bei denen eine Anerken- 


nung bisher nodi nicht durchgeführt worden 
ist. Diese Baumarten können dann auch von 
der Vorschrift des § 13 ausgenommen wer- 
den. 

Dessen ungeachtet muß bei den Baumarten, 
die nunmehr in Absatz 2 a aufgeführt sind, 
eine Übergangsregelung für das beim Inkraft- 
treten des Gesetzes im Verkehr befindliche 
Saat- und Pflanzgut getroffen werden, weil 
die Anerkennung nidit im gesamten Bundes- 
gebiet einheitlich durchgeführt worden ist. 

Wenn die hauptsädilidisten Vorschriften des 
Gesetzes in gewissem Umfang für die in Ab- 
satz 2 a genannten Arten gelten sollen, ist es 
andererseits notwendig, diese Arten auch in 
die besondere Übergangsregelung des Ab- 
satzes 3 einzubeziehen. 

Außerdem ist es mit Rücksicht auf die Ände- 
rungen in § 20 erforderlich, die Tatbestände 
in § 15 entsprechend zu ergänzen. 

d) In Absatz 4 sollten im Interesse der Klar- 
heit die außer Kraft tretenden Durchfüh- 
rungsverordnungen im einzelnen aufge- 
führt werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


1 . 

Die Bundesregierung schließt sich der allge- 
meinen Empfehlung (Nr. 1) nicht an. 

Nach dem Regierungsentwurf sollen die sach- 
lichen Anliegen überwiegend im Gesetz selbst 
geregelt werden. Gerade hierin wird ein we- 
sentlicher Fortschritt gegenüber dem abzulö- 
senden Forstlichen Artgesetz gesehen, das 
fast nur allgemeine Ermächtigungen enthielt 
und die sachlichen Regelungen den Durch- 
führungsvorschriften überließ. Der Staats- 
bürger soll künftig die wesentlidien Vor- 
schriften aus dem Gesetz selbst entnehmen 
können. 

Die Einzelregelungen des Regierungsentwurfs 
sind — soweit die Bundesregierung nidit 
den An derungs Vorschlägen des Bundes rares 
(Nr. 2 ff.) folgt — fachlidi nicht zu entbeh- 
ren. Sie vermeiden die weitgehende Regle- 
mentierung der geltenden Vorschriften des 
Forstlichen Artgesetzes und der dazu ergan- 
genen Ausführungsvorschriften und beschrän- 
ken sich auf ein Mindestprogramm, das eine 
wesentliche Vereinfachung des Verwaltungs- 
verfahrens mit sidi bringt. 

Eine weitere Einschränkung der staatlichen 
Tätigkeit ist fachlich nicht vertretbar. Auf 
eine staatlidie Anerkennung des Ausgangs- 
materials für die Gewinnung forstlichen Saat- 
und Pflanzguts, die einen einmaligen fort- 
wirkenden Verwaltungsakt enthält, kann 
nicht verzichtet werden. Die Anerkennung 
kann insbesondere nicht auf eine Selbstver- 
waltung der wirtschaftlich interessierten 
Kreise — zu denen wiederum weitgehend 
auch die öffentliche Hand gehört — über- 
tragen werden. Einmal fehlt es an den er- 
forderlichen Organisationen; sie müßten also 
neu geschaffen werden. Zum anderen haben 
die Erfahrungen gezeigt, daß die Kontrolle 
des Ausgangsmaterials für die Erzeugung 
forstlichen Saat- und Pflanzguts, dessen Wert 


sich in der Regel erst im Laufe einer Wachs- 
tumsperiode von mehreren Jahrzehnten er- 
kennen läßt, wirksam nur vom Staat durch- 
geführt werden kann. Dies wird auch von 
den betroffenen Kreisen anerkannt. 

II. 

Den Änderungsvorschlägen unter 2., 3., 4. 
b) und c), 5., 6., 11. und 13. bis 15. 
stimmt die Bundesregierung ohne Einschrän- 
kung zu. Im übrigen nimmt sie wie folgt 
Stellung: 

Zu 4. a) (§ 5 Abs. 1 Satz 2) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Än- 
derungsvorschlag. § 5 Abs. 1 Satz 2 des Re- 
gierungsentwurfs geht davon aus, daß bei der 
Anerkennung nur solche Auflagen gemacht 
werden dürfen, die im Rahmen des Grund- 
gesetzes zulässig sind. Damit scheiden insbe- 
sondere auch Auflagen aus, die eine ver- 
fassungsrechtlich unzulässige Enteignung zum 
Inhalt haben. Soweit Auflagen nötig wer- 
den, kann auf diese auch im Amtsverfahren 
fachlich nicht verzichtet werden. 

Zu 7. (neuer § 9 a) 

Die Bundesregierung stimmt diesem Vor- 
schlag grundsätzlich zu. Sie schlägt jedoch die 
nachfolgende Fassung vor, um klarzustellen, 
daß nur Abweichungen in der Qualität ge- 
meint sind: 

«§ 9 a 

Die nach § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 bis 6 
und 8 angegebenen Eigenschaften gelten im 
Zweifel als zugesichert; jedoch bleiben Ab- 
weichungen von Angaben über Eigenschaften 
der in § 9 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 bezeichneten 
Art außer Betracht, wenn die Abweichungen 
nach den im Geschäftsverkehr geltenden 
Gebräuchen unerheblich sind.“ 
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Zu 8. (§ 10 Abs. 3 Satz 3) 

Die Bundesregierung widerspricht dem Vor- 
schlag. Das Recht zum Betreten von Ge- 
schäftsräumen soll auch die Raume erfassen, 
die zugleich als Wohnräume benutzt werden. 
Die Möglichkeit, ein solches Recht der Wirt- 
schaftsverwaltung zu schaffen, entspricht nach 
allgemeiner Auffassung einem ungeschrie- 
benen Gesetzesvorbehalt zu Artikel 13 des 
Grundgesetzes. 

Zu 9. (§ 11 Abs. 3) 

Auf eine Ermächtigung des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
für Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe 
Meldepflichten gegenüber den Ländern ein- 
zuführen, kann nicht verzichtet werden. 
Wird die Ermächtigung — entsprechend dem 
Vorschlag des Bundesrates — den Ländern 
übertragen, so ist zu besorgen, daß sie un- 
einheitlich ausgenutzt wird. Dies würde eine 
wirksame Kontrolle des Verkehrs mit forst- 
lichem Saat- und Pflanzgut, der sich über das 


gesamte Bundesgebiet erstreckt, unmöglich 
machen. Es wird daher unter teilweiser Über- 
nahme der Änderungsvorschläge des Bundes- 
rates für § 1 1 Abs. 3 des Entwurfs folgende 
Fassung vorgeschlagen: 

„(3) Wenn es zu einer wirksamen Kon- 
trolle erforderlich ist, kann der Bundesmini- 
ster durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates bestimmen, daß die 
Forstsamen- und Forstpflanzenbetriebe die 
Erzeugung, die Vorräte, den Eingang, die 
Vorratsveränderungen und den Ausgang von 
Saat- und Pflanzgut der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde in bestimmter Form zu 
melden haben.“ 

Zu 10. (§ 12 Abs. 2) und zu 12. (§ 14 Satz 1) 

Es kann dahingestellt bleiben, ob die vom 
Bundesrat für seine Änderungsvorschläge ge- 
gebene Begründung verfassungsrechtlich zu- 
trifft. Die Bundesregierung tritt jedenfalls 
diesen Vorschlägen im Ergebnis bei. 
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